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Einleitung: Pascals Wette

Der Flüchtling sei ein «Bote des Unglücks», heißt es bei Ber-
tolt Brecht.1 Das ist er zweifellos, und zwar nicht nur ein Bote 
seines eigenen Unglücks, sondern auch einer des Unglücks 
seines Landes, seiner Landsleute und der ganzen Region, aus 
der er geflohen ist. Denen, in deren Land er meist unerwartet 
kommt, ruft er das relative Glück ihres Lebens in Erinnerung: 
Was Frieden und Sicherheit, Ruhe und Wohlstand wert 
sind, wird uns häufig erst durch solche «Boten des Unglücks» 
wieder bewusst. Im Ankunftsland der Flüchtlinge löst das 
recht unterschiedliche Empfindungen und Reaktionen aus: 
Während die einen dankbar dafür sind, wie gut es ihnen geht, 
und diese Dankbarkeit in die Bereitschaft umwandeln, den 
Unglücklichen zu helfen, fühlen sich andere durch die un-
gebetenen Gäste gestört und hoffen, dass sie so schnell wie 
möglich wieder verschwinden. Für noch einmal andere sind 
die Flüchtlinge Eindringlinge, die man verjagen will, denen 
man gar Gewalt androht; als Zeichen, dass diese Drohung 
ernst gemeint ist, stecken sie die für sie vorgesehenen Unter-
künfte in Brand.

So ist Deutschland seit dem Herbst 2015 zu einem gespalte-
nen Land geworden: Auf der einen Seite viele – und viel mehr, 
als man erwarten konnte  – , die geholfen haben, wo und so 
gut sie konnten, und auf der anderen Seite eine mit dem an-
haltenden Zustrom von Flüchtlingen wachsende Gruppe, die 
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einfach die Grenzen schließen will und sich demonstrativ für 
unzuständig erklärt: Sollen, so ihre Forderung, die Flüchtlin-
ge die Botschaft ihres Unglücks doch andernorts verkünden – 
hier wolle man sie nicht hören! Die gesellschaftliche Spaltung 
in der Flüchtlingsfrage hat inzwischen zu dramatischen Um-
brüchen in der politischen Landschaft der Bundesrepublik 
Deutschland geführt; die Folgen werden für lange Zeit spür-
bar sein. Deutschland wird aus dieser Herausforderung als ein 
anderes Land hervorgehen. – Es steht vor seiner Zukunft und 
ringt mit der Frage, welche Zukunft es sein soll.

Wenn hier von den «neuen Deutschen» die Rede ist, so 
sind damit keineswegs nur die Neuankömmlinge gemeint, 
die sich irgendwie mit den Alteingesessenen arrangieren wer-
den. Sicher, es geht zunächst um sie und um die Frage, wie sie 
sich erfolgreich integrieren können – wobei erfolgreich heißt, 
dass sowohl die Flüchtlinge als auch die bereits hier Leben-
den davon profitieren. Doch es geht ebenso um die deutsche 
Gesellschaft, die sich angesichts des Umstands, dass sie sich 
seit längerem nicht mehr biologisch reproduziert, sondern auf 
Zuwanderung angewiesen ist, wenn sie ihre Bevölkerungs-
zahl halten will, neu definieren und eine veränderte Identität 
entwickeln muss. Insofern gehören auch die alten Deutschen 
zu den «neuen Deutschen». In beiden Fällen ist die Frage of-
fen, mit was für «neuen Deutschen» wir es in Zukunft zu tun 
haben werden: Bei den Neuankömmlingen geht es darum, ob 
sie sich in Deutschland einleben, hier Arbeit finden und die 
deutschen Grundwerte als die ihren annehmen werden – oder 
eben nicht, was hieße, dass sie sich in Parallelgesellschaften 
gegen die deutsche Mehrheitsgesellschaft abschotten würden. 
Das hätte dann zur Folge, dass sie mit Argwohn beobachtet 
würden und sie wiederum eine noch größere Distanz zur Be-
völkerungsmehrheit suchten. Und bei den Alteingesessenen 
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wird es darum gehen, ob sie die Flüchtlinge eher als Chance 
oder als eine Last und Bedrohung sehen und welche Schluss-
folgerungen sie aus ihrer jeweiligen Sichtweise ziehen. Auf 
jeden Fall aber ist klar, dass sich die Integration, wenn sie 
erfolgreich verlaufen soll, über Jahre hinziehen wird und die 
mit ihr verbundenen Herausforderungen nicht mit ein paar 
Verwaltungsmaßnahmen zu bewältigen sind.

Die nachfolgenden Erkundungen sind von der Überzeu-
gung getragen, dass die Neuankömmlinge eine Chance für 
unsere Gesellschaft darstellen; allerdings steht immer wieder 
die Beobachtung dagegen, dass die Migration kurzfristig eine 
enorme Belastung ist: für die Verwaltungen der Länder und 
Kommunen, die seit Monaten an der Grenze ihrer Belastbar-
keit arbeiten; für den Staatshaushalt, aus dem die zusätzlichen 
Aufwendungen –  inzwischen ist von bis zu 200 Milliarden 
Euro die Rede – finanziert werden müssen, die nötig sind, um 
die Menschen unterzubringen und zu versorgen, aber auch, 
um sie aus- und weiterzubilden. Diejenigen, die im Herbst 
und Winter 2015 nach Deutschland gekommen sind, waren 
nämlich nur in wenigen Fällen auf den deutschen Arbeits-
markt vorbereitet. Also muss zunächst in ihre Befähigung in-
vestiert werden, und diese Investitionen, die sich im Übrigen 
nicht auf die Arbeitsqualifikation beschränken können, wenn 
eine nachhaltige Integration in die deutsche Gesellschaft 
stattfinden soll, werden sich über einen gewissen Zeitraum 
hinziehen. Es wird in einigen Fällen länger dauern, in ande-
ren kürzer, und man muss davon ausgehen, dass sie mitunter 
auch erfolglos bleiben, weil die Voraussetzungen für eine In-
tegration in den deutschen Arbeitsmarkt nachträglich nicht 
mehr herzustellen sind. Man sollte in dieser Frage nicht über-
trieben optimistisch sein, sondern sich auch auf Enttäuschun-
gen einstellen. Dennoch gibt es keinen Grund zu vorauseilen-
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dem Pessimismus. Ein solcher wäre nur gegeben, wenn man 
in den Neuankömmlingen ausschließlich eine Last und nicht 
die Spur einer Chance sehen würde.

Dafür, dass es in jedem Fall vernünftiger ist, die Flücht-
linge als Chance und nicht als Last zu betrachten und dem-
entsprechend zu handeln, spricht ein einfaches Gedanken-
experiment, das in der Philosophiegeschichte als «Pascalsche 
Wette» bekannt geworden ist. Der französische Philosoph 
und Mathematiker Blaise Pascal hat diese Wette anhand des 
Problems entwickelt, dass die Existenz Gottes nicht zu bewei-
sen ist: Wenn wir weder von der Existenz noch von der Nicht-
existenz Gottes mit Sicherheit ausgehen können und die 
Wahrscheinlichkeit des einen wie des anderen als gleich groß 
zu veranschlagen ist – dann sind auch die Chancen, die Wette 
zu gewinnen, wenn man auf das eine oder andere setzt, exakt 
gleich. Was jedoch nicht gleich ist, so die Pointe von Pascals 
Überlegung, ist der jeweilige Einsatz: Wer gegen die Existenz 
Gottes wettet, gewinnt nichts, wenn er recht behält – verliert 
aber das ewige Leben, wenn er falschliegt. Während der, der 
auf die Existenz Gottes setzt, für den Fall, dass er die Wette 
verliert, nur nichts gewinnt – und alles gewinnt, wenn er rich-
tigliegt.

Wenn wir das dieser Wette zugrundeliegende Kalkül auf 
die Frage nach dem Erfolg oder Scheitern der Flüchtlings-
integration übertragen, so ist es vernünftig, auf den Erfolg zu 
setzen, weil nur dieser einen gesellschaftlichen Ertrag hat  – 
während der, der auf das Scheitern setzt, nichts gewinnt, 
sollte er recht behalten. In diesem Fall kommt noch hinzu, 
dass die Wettenden auf den Ausgang der Wette selbst Ein-
fluss nehmen, denn selbstverständlich werden die, die auf 
Erfolg gesetzt haben, alles tun, um recht zu behalten, wäh-
rend die, die auf Misserfolg gesetzt haben, vernünftigerweise 
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nichts für das Eintreten desselben tun werden, da die Kosten 
sie genauso treffen würden wie die, die auf das Gegenteil 
gewettet haben. Kurz: Wer auf das Scheitern der Integration 
setzt, verliert in jedem Fall, und nur wer auf den Erfolg setzt, 
hat eine Gewinnchance. In diesem Sinne hat die nachfolgen-
de Argumentation ein durchgängiges Interesse am Erfolg, 
kann aber nicht grundsätzlich ausschließen, dass das Projekt 
scheitert.

Durch die Neuankömmlinge ist eine Situation entstan-
den, die, unabhängig von allem Abwägen, einen Gewinn für 
unsere Gesellschaft darstellt. Das ist schon aufgrund des Er-
fordernisses der Fall, über die eigene Kollektividentität neu 
nachzudenken und dabei zu klären, was für sie elementar und 
unverzichtbar ist und was eher einer vergangenen geschicht-
lichen Etappe angehört. Eine derartige kollektive Selbst-
reflexion hat, wenn sie nicht auf eine dauerhafte Spaltung der 
Gesellschaft hinausläuft, die Wirkung eines Jungbrunnens, 
in dem sich eine politische Ordnung ihrer selbst vergewis-
sert und sich so erneuert. Solche Selbsterneuerungen sind 
sonst zumeist mit Krisen und Katastrophen verbunden, im 
deutschen Fall etwa mit verlorenen Kriegen. Es ist die Her-
ausforderung durch das Fremde, die gegenwärtig an deren 
Stelle tritt, die Beschäftigung mit dem Anderen, aus der die 
Vergewisserung des Eigenen erwächst. Die Katastrophe der 
Anderen, von der die Flüchtlinge, die «Boten des Unglücks», 
künden, ersetzt die Erfahrung der eigenen Katastrophe – je-
denfalls dann, wenn man der Botschaft der Flüchtlinge nicht 
mit mürrischer Gleichgültigkeit begegnet. Es wird deswegen 
nachfolgend immer auch das Fremde eine Rolle spielen: die 
Frage, wie mit ihm umzugehen ist, wie viel Fremdheit wir 
aushalten wollen und wo die Annährung der Fremden an un-
ser Eigenes unverzichtbar ist. So hat die Debatte der zurück-
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liegenden Monate etwa Klarheit über die individualistischen 
Grundlagen unseres Rechtsverständnisses geschaffen und 
gezeigt, dass dieses mit aller Entschiedenheit gegen gruppen-
bezogene Sonderrechte ethnischer oder religiöser Art vertei-
digt werden muss.

Es ist nicht so, dass die Flüchtlingskrise ein Land ereilt hat, 
das sich seiner selbst nicht sicher und von der Herausforde-
rung restlos überfordert war. Die deutsche Gesellschaft hat 
den Stresstest vom Herbst 2015 durchaus bestanden. In jedem 
Fall hat sie das in einer für die anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union vorbildlichen Form getan. Die Arbeit eini-
ger Landesverwaltungen, die mit der Aufnahme und Unter-
bringung von Flüchtlingen deutlich überfordert waren, und 
einiger Landespolizeien, die nicht in der Lage waren, Brand-
anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte zu verhindern oder 
zumindest zügig aufzuklären, überzeugt dagegen weniger. 
Immerhin wurde dadurch für die Politik erkennbar, wo Refor-
men vonnöten sind oder es gar dringenden Handlungsbedarf 
gibt. Die verschiedenen mit dem Zustrom der Flüchtlinge be-
fassten Ämter und Behörden haben Erfahrungen gesammelt, 
die sich, wenn daraus die richtigen Schlüsse gezogen werden, 
bei nächster Gelegenheit als wertvoll erweisen könnten. Zu-
nächst aber kommt es darauf an, bei der Integration der Neu-
ankömmlinge einen langen Atem zu haben. Das wird, was die 
Mobilisierung von Hilfsbereitschaft und Engagement in der 
Bevölkerung anlangt, sehr viel schwieriger sein, als dies in der 
eigentlichen Situation der Ankunft war, wo es darum ging, 
die Menschen erst einmal unterzubringen und zu versorgen. 
Das härtere Stück Arbeit steht noch bevor.

Und immer, wenn auf die bevorstehenden Mühen und Las-
ten geblickt wird, taucht offen oder insgeheim die Frage auf, 
ob es nicht sinnvoller gewesen wäre, sich all das zu ersparen, 
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indem man Anfang September die Grenzen geschlossen und 
dafür gesorgt hätte, dass die Flüchtlinge irgendwo auf der Bal-
kanroute gestoppt oder am Übersetzen auf die griechischen 
Inseln gehindert worden wären. Abgesehen davon, dass dies 
zu einer humanitären Katastrophe geführt hätte, wären so 
mit Sicherheit alle Erfolge zunichtegemacht worden, die die 
Europäer im zurückliegenden Jahrzehnt bei der Befriedung 
des mittleren Balkans erzielt haben. Man hätte dann fragile 
Staaten mit mühsam stabilisierten Verhältnissen zwischen 
den ethnisch-religiösen Gruppen einer Belastungsprobe aus-
gesetzt, die sie mit großer Wahrscheinlichkeit nicht bestan-
den hätten. Was aber, wenn die Unruhen und Bürgerkriege, 
die man dort notdürftig beendet hat, wieder aufgeflammt 
wären? – Insofern hat die Flüchtlingskrise auch die Frage auf-
geworfen, wie eine gemeinsame Sicherheitsstrategie der EU 
für ihre «weiche Flanke» im Südosten aussehen kann.

Doch kommen wir auf Deutschland zurück, auf die neuen 
und die alten Deutschen und die Aufgabe, dass sie jetzt zu-
sammenfinden müssen: Die alten Deutschen sind dabei jene, 
die an der ethnischen Geschlossenheit des Volkes hängen und 
sich nichts anderes für die Zukunft vorstellen können. Die 
neuen Deutschen sind in diesem Fall nicht die Neuankömm-
linge, die sich ja überhaupt noch entscheiden müssen, ob sie 
überhaupt Deutsche werden wollen, sondern jene, die auf 
ein weltoffenes und nicht mehr ausschließlich ethnisch de-
finiertes Deutschland setzen. Zwischen beiden Seiten hat 
sich in der Debatte der letzten Monate eine beachtliche Kluft 
aufgetan, die wieder geschlossen werden muss, wenn man 
die bevorstehenden Aufgaben bewältigen will. Eine Grund-
lage dafür könnte die Einsicht sein, dass Deutschland dauer-
haft auf Zuwanderung angewiesen ist, wenn es das bleiben 
möchte, was es zurzeit noch ist – sowohl im Hinblick auf den 
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materiellen Wohlstand des Landes als auch auf die Leistungs-
fähigkeit des Sozialstaats. Solch eine Zuwanderung muss frei-
lich nicht in Form kaskadenförmiger Flüchtlingsströme auf-
treten  – im Gegenteil: Eine geregelte Zuwanderung in einer 
der hiesigen Aufnahmefähigkeit angemessenen Dosierung, 
bei der deutsche Behörden Einfluss auf die Auswahl der Zu-
wandernden haben, würde sicherlich den deutschen Bedürf-
nissen sehr viel mehr entsprechen. Doch diese Politik ist in 
den zurückliegenden zwei Jahrzehnten, seitdem sie angezeigt 
war, nicht betrieben worden.

Der Flüchtlingsstrom vom Herbst 2015 hat ein lange ver-
drängtes Problem auf die politische Tagesordnung gesetzt. 
Dieses Problem besteht darin, dass ein demographisches 
Schrumpfen ökologisch sinnvoll sein mag, aber auf soziale 
und wirtschaftliche Verwerfungen hinausläuft, die eine 
durchgeplante und durchorganisierte Gesellschaft wie die 
unsere mit ihren vergleichsweise hohen Wohlstandserwar-
tungen nicht verkraften kann. Deswegen braucht eine solche 
Gesellschaft kontinuierlichen Zuzug. Kontinuierliche Zu-
wanderung als Ausgleich für eine defizitäre biologische Re-
produktion ist nicht neu, sondern eine historische Regel: So 
haben sich die großen Städte seit ihrer Entstehung in Mesopo-
tamien oder im Niltal mehr als ein Jahrtausend vor Christus 
bis weit ins 19. Jahrhundert hinein nie selbst, also durch ihre 
Geburtenrate, reproduzieren können; sie waren stets auf Zu-
zug aus dem sie umgebenden Land angewiesen. Blieb dieser 
Zuzug aus, schrumpften die Städte oder verfielen, wie das in 
Nordwesteuropa im Frühmittelalter der Fall war. Aber es war 
eher eine Ausnahme, dass der Zuzug ausblieb; das Leben in 
den Städten war attraktiv und bot deutlich größere Annehm-
lichkeiten und Aufstiegschancen als das Leben auf dem Lande.

Das ist heute ganz ähnlich, nur dass an die Stelle von Stadt 
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und Land der reiche Norden und der arme Süden getreten 
sind, in globaler Hinsicht, aber auch in Großräumen wie der 
Europäischen Union. Der globale Norden ist nicht nur reicher 
als der globale Süden. Er verfügt auch, wenn man einmal 
vom Sonderfall Russland absieht, über politische Ordnungen 
mit einem hohen Grad an Freiheit und einer großen Rechts-
sicherheit, was in den meisten Ländern des Südens nicht 
der Fall ist. Sicherlich sollte man die Gegenüberstellung von 
reichem Norden und armem Süden nicht überzeichnen und 
immer im Auge behalten, dass eine historische Analogie eben 
nur eine Analogie ist und keine Blaupause. Aber die Ähnlich-
keiten zwischen der Stadt-Land-Beziehung in West- und Mit-
teleuropa vom 11. bis zum 19. Jahrhundert und den heutigen 
Nord-Süd-Konstellationen sind augenfällig, und man kann, 
wenn man will, aus dem Vergleich einiges ziehen, um unsere 
Gegenwart und ihre Herausforderungen zu analysieren.

Freilich muss dafür zwischen einem Normalzustand und 
immer wieder auftretenden Not- und Ausnahmesituationen 
unterschieden werden. Hungersnöte infolge von Missernten 
sowie Kriege und Bürgerkriege haben auch in der Vergangen-
heit zum Anschwellen von Flüchtlingsbewegungen geführt, 
und daran hat sich bis heute nichts geändert. In solchen Kon-
stellationen werden die normalen Migrationsbewegungen 
vom Land in die Stadt überlagert; in manchen Fällen haben 
sie sich intensiviert, während sie sich in anderen umgekehrt 
haben und von der Stadt aufs Land erfolgt sind. Bei Seuchen 
kam es vor, dass die Menschen aus der Stadt flüchteten, was 
auch bei einer absehbaren Belagerung so sein konnte; wäh-
rend es hinter den Mauern einer Stadt durchweg sicherer 
war, wenn marodierende Soldateska und Räuberbanden 
durchs Land streiften. Aber das waren, modelltheoretisch 
betrachtet, Sondersituationen. Die Grundkonstellation war 
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eine kontinuierliche Bewegung vom Land in die Stadt, da 
diese sich mit ihrer Geburtenrate nicht zu reproduzieren ver-
mochte. Auf dem Land herrschte dagegen, von Ausnahme-
situationen abgesehen, ein Geburtenüberschuss, der, wenn 
er sich aufstaute, die sozialen Verhältnisse durcheinander-
brachte. Insofern war auch das Land auf einen kontinuier-
lichen Abfluss von Menschen angewiesen. Was wir in der 
Normalkonstellation beobachten, ist Arbeitsmigration, die 
durch Flüchtlingsbewegungen in Ausnahmesituationen über-
formt wird.

Das entspricht auch der heutigen Lage, und deswegen ist es 
sinnvoll, zwischen Arbeitsmigranten und Bürgerkriegs- be-
ziehungsweise Katastrophenflüchtlingen zu unterscheiden. 
Auf Erstere ist der reiche Norden angewiesen, wobei sich der 
Arbeitskräftebedarf im letzten Jahrzehnt zunehmend von 
der Industrie in den Dienstleistungsbereich verschoben hat; 
Letztere hingegen sind ein periodisch auftretendes Problem, 
und weder die Zahl noch die Fähigkeiten der Flüchtlinge las-
sen sich ohne weiteres mit den Arbeitsmarktanforderungen 
in den aufnehmenden Ländern in Einklang bringen. Wenn 
es sich nicht um ein kurzzeitiges Exil handelt, sondern ab-
sehbar ist, dass die Flüchtlinge für längere Zeit, womöglich 
dauerhaft bleiben werden, kommt es also darauf an, beides 
miteinander kompatibel zu machen: die Neuankömmlinge 
mit dem Arbeitsmarkt und den Arbeitsmarkt mit den Neu-
ankömmlingen. Modelltheoretisch betrachtet, stellen solche 
Sondersituationen eine Irritation der normalen Arbeitsmigra-
tion dar. Diese findet in der Regel eher stillschweigend statt, 
wird in Talkshows nicht diskutiert und schafft es allenfalls als 
statistische Größe einmal in die Nachrichten. Regelmäßige 
Arbeitsmigration und kaskadenförmige Fluchtbewegungen 
sind in der deutschen Debatte zuletzt durcheinandergeraten, 
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und dazu hat nicht zuletzt die Diskussion über religiös-kon-
fessionelle Prägungen, insbesondere den Islam, beigetragen, 
die zu einer Vermischung beider Bewegungen und der mit 
ihnen verbundenen Folgen für die deutsche Gesellschaft 
geführt hat. Um es kurz zu sagen: Die «Islamisierung» der 
Flüchtlings- und Zuwanderungsdebatte hat mehr Unklarheit 
als Klarheit geschaffen.

Damit soll nicht in Abrede gestellt werden, dass es Fälle gibt, 
in denen sich der Islam bei der Integration in die europäischen 
Gesellschaften als Blockade erweist, und dass obendrein der 
islamistische Dschihadismus eine Bedrohung für das Sicher-
heitsempfinden der Menschen in West- und Mitteleuropa 
darstellt. Das zu bestreiten, wäre töricht, und tatsächlich hat 
sich beides nach den Anschlägen von Paris und Brüssel und 
den Übergriffen vornehmlich nordafrikanischer Flüchtlinge 
am Kölner Hauptbahnhof in der Silvesternacht 2015/16 mit 
der Debatte verbunden, wie die Aufnahme von Flüchtlingen 
und ihre Integration in die deutsche Gesellschaft vonstatten-
gehen können. Aber damit ist mehr aufgeregte Emotionalität 
als analytische Rationalität in diese Debatte gekommen, und 
in der Folge dessen ist politisches Handeln schwieriger und 
nicht einfacher geworden. Das heißt, dass auch die Versuche 
erschwert wurden, Lösungen für das Problem zu finden. Die 
Aufgeregtheit mag verständlich sein, aber zielführend ist sie 
nicht. Politische Debatten sollten politisches Handeln vor-
bereiten und nur ausnahmsweise als eine Variante sozial-
psychologischer Problembearbeitung dienen. In diesem Sinn 
wird nachfolgend versucht, die Herausforderungen über-
schaubar zu machen und mögliche Perspektiven aufzuzeigen, 
wie sie zu bewältigen sind.

Schon jetzt ist ein bestimmter Vorwurf absehbar, der un-
seren Überlegungen gemacht werden dürfte: dass sie das Pro-
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blem nicht in seiner ganzen Komplexität und Vielschichtig-
keit erfasst hätten, weil zu wenig von globaler Ausbeutung, 
insbesondere der des Südens durch den Norden, von den 
Folgen der kapitalistischen Produktionsweise, speziell des 
Finanzkapitalismus, und schließlich auch vom Klimawandel 
die Rede sei. Es ist richtig, dass diese Fragen eher gestreift 
oder beiläufig angesprochen werden und nicht im Zentrum 
des Buches stehen. Das hat wohlbedachte Gründe: Es gibt 
eine fatale Neigung, bei der Beschreibung von Problemen 
immer wieder auf Vorstellungen zurückzukommen, in denen 
alles mit allem in einer so komplexen Weise zusammenhängt, 
dass es kein politisches Handeln mehr geben kann und man 
eigentlich in melancholische Untätigkeit versinken müsste, 
wie Wagners Wotan am Ende des Rings, der nur noch auf das 
Ende der Welt wartet und darauf hofft, dass es möglichst bald 
eintritt. Die Beschreibung der bevorstehenden Katastrophe 
wird unter diesen Umständen zum ästhetischen Ereignis, aus 
dessen Antizipation so mancher noch einen moralischen Ge-
winn ziehen zu können meint. Ein solcher Leser wird in den 
nachfolgenden Kapiteln nicht auf seine Kosten kommen.

Unsere Überlegungen sind von dem theoretischen Impetus 
getragen, Komplexität zu reduzieren, um konkretes Handeln 
zu ermöglichen; und sie sind von dem praktischen Impetus 
angestoßen, Lösungen für Probleme zu finden. Wir haben 
deswegen ein politisches Buch geschrieben, kein erbauliches. 
Dabei sind wir von der Leitidee ausgegangen, dass die Integra-
tion der Neuankömmlinge in die deutsche Gesellschaft nicht 
durch einfache Inklusion erfolgen kann; dass es aber genauso 
wenig möglich ist, die hierher Geflüchteten wieder aus dieser 
Gesellschaft auszuschließen. Wer meint, das Problem der In-
tegration allein durch rechtliche Inklusion lösen zu können, 
der irrt; wer meint, sich die Mühen der Integration durch 



rechtlich abgesichertes Ausschließen vom Hals schaffen zu 
können, der irrt nicht minder.

Viele glauben, dass sich nichts ändern muss, damit alles 
so bleibt, wie es ist. Das ist ein Irrtum: Wir müssen einiges 
ändern, um auch in Zukunft so leben zu können, wie wir 
uns dies in den letzten Jahrzehnten angewöhnt haben. Also 
müssen wir uns jetzt überlegen, wie das Land beschaffen sein 
muss, beschaffen sein soll, in dem wir auch weiterhin dieses 
gute Leben führen können. Es ist ein beschwerlicher Weg, 
der nun angetreten werden muss – aber wenn wir ihn gehen, 
dürfte es am Ende lohnend sein.




